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Unterhaltspflicht der Verwandten bei minderjährigen Eltern
Sachverhalt

Im März 2005 wird ein Kind zur Welt kommen, dessen Mutter 16-jährig ist (*Januar 1989), der Vater ist 17-jährig (*April 1987), er wird im April 18. Die Eltern sind nicht mehr zusammen. Der Vater absolviert meines Wissens eine Lehre, die Mutter geht noch zur Schule.
Sind meine folgenden Überlegungen richtig?
- Für das Kind ist eine Vormundschaft zu errichten (nach 368). 
- Die Vaterschaftsanerkennung ist zu erwirken
- Ein Unterhaltsvertrag ist zu erstellen
- Ich gehe davon aus, dass in diesem Fall die Verwandtenunterstützungspflicht (328/329 ZGB) voll zu tragen kommt
 
Worauf ist bei der Erstellung des Unterhaltsvertrags zu achten? Der Vater wird seinen Anteil an den Unterhalt kaum beisteuern können, ebenso die Mutter. Vermutlich ist mit den Grosseltern beider Seiten das Gespräch zu suchen, damit sie sich beteiligen. Auf welche Weise müsste dies geschehen? Wo finde ich Empfehlungen in Buchform für diesen Fall?
Erwägungen

1. Ihre Überlegungen sind zutreffend:
a. Sind die Eltern nicht verheiratet, so steht die elterliche Sorge der Mutter zu (Art. 298 Abs. 1 ZGB). Ist diese allerdings unmündig, kann sie keine elterliche Sorge haben, weshalb die Vormundschaftsbehörde zu entscheiden hat, ob es dem Kindeswohl besser diene, einen Vormund oder eine Vormundin zu ernennen oder die elterliche Sorge dem Vater zu übertragen (Art. 298 Abs. 2 ZGB). Wird eine Vormundschaft errichtet, so erhält die Mutter von Gesetzes wegen die elterliche Sorge mit Erreichen ihrer Volljährigkeit, d.h. die Vormundschaft fällt zu diesem Zeitpunkt dahin. Überträgt die Vormundschaftsbehörde dagegen die elterliche Sorge dem Vater, vereitelt sie diese automatische Sorgezuteilung. Besteht Aussicht darauf, dass die Mutter dereinst ihre Sorge wird wahrnehmen können, ist daher von einer Übertragung der elterlichen Sorge an den Vater abzusehen und eine Vormundschaft zu errichten (C. Hegnauer, Grundriss Kindesrecht, 25.24). Die Eltern können sich nach Erreichend er beidseitigen Volljährigkeit immer noch aufgrund einer Vereinbarung die elterliche Sorge durch die Vormundschaftsbehörde gemeinsam zuteilen lassen (Art. 298a ZGB). Im vorliegenden Fall ist zu überlegen, ob ein Grosselternteil als Vormund eingesetzt werden könnte, wenn er geeignet ist, das Kindesinteresse hinreichend mit den Ansprüchen von Mutter und Vater auf Übernahme ihrer Rolle und auf Bestimmung des Kindeswohls in Einklang zu bringen. Beispielsweise bei Verfeindung fällt eine solche Lösung allerdings ausser Betracht.
b. Die Anerkennung muss durch den minderjährigen Vater mit Zustimmung seiner Eltern erfolgen (Art. 260 Abs. 2 ZGB). Nach seinem 18. Altersjahr kann der urteilsfähige Vater selbständig anerkennen, weil er handlungsfähig geworden ist (Art. 12 und 13 ZGB).
c. Die Vertragsparteien eines Unterhaltsvertrags gemäss Art. 287 ZGB sind das Kind und der oder die unterhaltspflichtige/n Elternteil/e, d.h. wer seine Unterhaltspflicht nicht mittels Pflege und Erziehung erbringt (Art. 276 Abs. 2 ZGB). Unter den geschilderten Familienverhältnissen dürfte davon ausgegangen werden, dass sich das Kind nach seiner Geburt in der Obhut der Mutter befinden wird. Aufgrund ihres Alters ist nicht anzunehmen, dass sie allein für das Kind aufzukommen vermag. Damit stellt sich sowohl auf Seiten der Mutter wie des Vaters die Frage der familienrechtlichen Unterstützungspflicht durch die Verwandten (Grosseltern, Urgrosseltern des Kindes).  Vertragliche Vereinbarungen sind in sinngemässer Anwendung von Art. 287 ZGB durch die Vormundschaftsbehörde oder das Gericht genehmigen zu lassen (C. Hegnauer, Unterhaltspflicht erwerbsloser Eltern und grosselterliche Unterstützungspflicht, in ZVW 1986 S. 30 E. 5).
d. Wenn die Erziehung und Pflege des Kindes durch die Familie gesichert werden können, dann kann der Vormund direkt namens des Kindes mit den Grosseltern beider Seiten in Verbindung treten und sie nach Erklärung der Rechtslage einladen, Vorschläge zur Regelung der Unterstützungspflicht  zu unterbreiten. Bei fehlender Einigung bedarf es der gegenseitigen Offenlegung der Vermögensverhältnisse. Sollte auch dieser Schritt nicht zum Ziel führen, verbleibt nur die Klage gestützt auf Art. 329 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 279 Abs. 1 ZGB.

2. Falls die Mutter nach der Geburt des Kindes aufgrund der familiären und finanziellen Verhältnisse in Not geraten würde, müsste sich die Sozialhilfe um die materielle Sicherstellung kümmern. Der Rückgriff auf die Grosseltern ist dann nicht mehr Sache des Vormundes, sondern des Gemeinwesen, auf welches der Unterhaltsanspruch des Kindes übergegangen ist (Art. 289 Abs. 2 ZGB). 

3. Literaturhinweise: ZVW 1986 S. 29 ff.; ZVW 1994 S. 12 ff.; C. Hegnauer, Grundriss Kindesrecht, N. 29.05 ff.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 31. Januar 2005
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